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P r e s s e m i t t e i l u n g 
 

DKG zum morgigen Internationalen Hebammentag 
 

Geburtshilfe braucht ausreichende Finanzierung 
 
Berlin, 04. Mai 2017 – Die Arbeit von Hebammen ist unersetzlich und 
unverzichtbar. Fakt ist aber auch, dass für eine flächendeckende 
Versorgung mehr Personal nötig ist, jedoch immer weniger Hebammen in 
der Geburtshilfe arbeiten. 
 
Die Zahl der Krankenhäuser mit Entbindungsabteilungen hat sich seit 
2004 von 952 auf 709 reduziert. „Trotz dieser hohen Zahl an 
Schließungen sind weiter viele Abteilungen aufgrund der unzureichenden 
Finanzierung gefährdet“, erklärt Georg Baum, Hauptgeschäftsführer der 
Deutschen Krankenhausgesellschaft (DKG). „Verantwortlich dafür ist die 
Kalkulationsmethodik für die Fallpauschale. Kostendeckungen können nur 
bei Fallzahlen erreicht werden, die viele Krankenhäuser, die für die 
Sicherstellung gebraucht werden, nicht haben. Das sollte durch den 
Sicherstellungszuschlag geheilt werden, ist aber von der Mehrheit im 
Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) in die Wirkungslosigkeit 
geschickt worden“, stellt Baum fest und fordert: „Die Politik muss die 
Geburtsabteilungen der Krankenhäuser per Gesetz in den 
Anwendungsbereich der Sicherstellungszuschläge nehmen und die 
Vorgabe, dass der Sicherstellungszuschlag nur greift, wenn eine Klinik 
gesamt rote Zahlen schreibt, streichen. Was wir brauchen ist eine 
Änderung, die auch defizitäre Einzelabteilungen berücksichtigt.“ 
 
 
 
Die Deutsche Krankenhausgesellschaft (DKG) ist der Dachverband der Krankenhausträger in 

Deutschland. Sie vertritt die Interessen der 28 Mitglieder – 16 Landesverbände und 12 

Spitzenverbände – in der Bundes- und EU-Politik und nimmt ihr gesetzlich übertragene Aufgaben 

wahr. Die 1.956 Krankenhäuser versorgen jährlich 19,2 Millionen stationäre Patienten und rund 20 

Millionen ambulante Behandlungsfälle mit 1,2 Millionen Mitarbeitern. Bei 97 Milliarden Euro 

Jahresumsatz in deutschen Krankenhäusern handelt die DKG für einen maßgeblichen 

Wirtschaftsfaktor im Gesundheitswesen. 


